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nen sowie die ersatzlose Aufhebung des Berufsverbots
beschlusses vom 28. Januar 1972 und aller Folge- und 
Verfahrensregelungen.3! Der 6. Parteitag der DKP, der 
sich mit diesen Forderungen voll identifiziert, hebt zu
gleich hervor, daß der „jahrelange Widerstand gegen den 
Abbau demokratischer Grundrechte, gegen Gesinnungs
schnüffelei und Gesinnungsjustiz, gegen die antikommu
nistische Verketzerung fortschrittlicher politischer Betäti
gung wichtige Erfahrungen (vermittelt), die dem Kampf 
um die demokratischen und sozialen Rechte, um Frieden 
insgesamt zugute kommen.“32 1 11
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DKP-Mitglied darf in der BRD 
nicht Lehrer sein

Seit 1975 verweigert die Regierung des BRD-Landes Hessen 
der Lehrerin Gretel Bühler eine Einstellung in den Schul
dienst. Sieben Jahre später sollte nun, Anfang dieses 
Jahres, der hessische Verwaltungsgerichtshof in Kassel 
darüber entscheiden, was im „Fall“ Bühler rechtens sei.

Weil Gretel Bühler Mitglied der DKP ist, biete sie in 
Krisenzeiten und in ernsthaften Konfliktsituationen keine 
Gewähr, daß sie für den freiheitlich-demokratischen 
Rechtsstaat eintreten werde, meinte die hessische Landes
regierung. Sie setzte sich kurzerhand über die Tatsache 
hinweg, daß es gerade Gretel Bühler, ihre Genossen und 
andere Demokraten waren, die stets für die Bewahrung des 
Grundgesetzes der BRD kämpften, wenn seine demokra
tische Substanz gefährdet erschien, und die für die Ver
teidigung demokratischer Bürgerrechte und -freiheiten auf 
die Straße gingen.

Auch sonst vermochten die hessischen Regierungsoberen 
nicht nachzuweisen, welche konkreten stichhaltigen Grün
de eine Nichteinstellung der Lehrerin Bühler rechtfertigen 
könnten.

Selbst die Herren des Darmstädter Verwaltungsgerichts 
sahen in der erstinstanzlichen Verhandlung nicht ein, 
warum man eine in der Wahrnehmung gelegentlicher 
Lehraufträge beanstandungsfrei arbeitende, qualifizierte 
Pädagogin nicht als Beamtin dauerhaft unterrichten lassen 
und ihr nicht auch eine gesicherte Existenz gewähren sollte. 
Sie fanden, für sich allein genommen dürfe Mitgliedschaft 
in der DKP kein Ablehnungsgrund sein.

Dennoch drehte die hessische Ministerialbürokratie er
neut an der Daumenschraube beruflicher Existenzvernich
tung: Gretel Bühler wurde als Kommunistin zum „Ver
fassungsfeind“ gestempelt. Die Landesregierung lehnte 
jetzt sogar eine Bewerbung um eine Angestelltenstelle ab.

Nun hatten, wie gesagt, die Richter des höchsten hes
sischen Verwaltungsgerichts in zweiter Instanz in der An
gelegenheit der Pädagogin zu urteilen. Zunächst verzichte
ten sie darauf, Gretel Bühler überhaupt zur Verhandlung 
zu laden. Offensichtlich interessierten sie sich gar nicht 
für den Menschen, über dessen Zukunft sie eine gericht
liche Entscheidung zu treffen hatten. Als Gretel Bühler 
dennoch zum Prozeßtermin kam, um eine persönliche Er
klärung abzugeben, schien ihnen das jedenfalls außer
ordentlich lästig zu sein. Steif auf ihren hochlehnigen Stüh
len thronend, gewährten die Kasseler Richter der Lehrerin 
schließlich das Wort, wie einem Bericht in der antifaschi
stischen BRD-Wochenzeitung „die tat“ vom 5. Februar 1982 
zu entnehmen ist. Und sie erstarrten zur Salzsäule, als 
Gretel Bühler sagte: „Ich' bin kein Märtyrer. Ich liebe 
meinen Beruf und möchte ihn auch ausüben. Doch bin 
ich dafür nicht bereit, meine Persönlichkeit, meine Weltan
schauung zu verkaufen.“

Das Ergebnis der Rechtsmittelverhandlung war: Das 
für Gretel Bühler günstige Darmstädter Urteil wurde auf
gehoben und ihre Klage abgewiesen. Wie schon in einer 
Reihe gleichartiger Fälle blieb man in Kassel bei der ver
fassungswidrigen Auffassung, daß die Mitgliedschaft in der 
DKP ausreiche, um einen Bewerber für den öffentlichen 
Dienst abzulehnen.

So geschehen ein halbes Jahr nach dem Hans-Peter- 
Urteil des BRD-Bundesverwaltungsgerichts, von dem zu
treffend gesagt wird, daß es einer weiteren Verschärfung 
der Berufsverbotspraxis in der BRD Tür und Tor öffnet.

Ha. Lei.


